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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.11.1992 

Geschäftszahl 

92/09/0169 

Rechtssatz 

Hält der Beamte bei dienstlichen Mitteilungen den einem hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtentums 
entsprechenden Dienstweg nicht ein und übergeht er seinen unmittelbaren Dienstvorgesetzen, so kann das 
Vertrauensverhältnis, das zwischen ihm und seinem Vorgesetzten bestehen muß, um eine reibungslose 
Zusammenarbeit im Rahmen der Dienststelle zu ermöglichen, empfindlich gestört werden. Die 
Ordnungsvorschriften darstellenden Bestimmungen des § 54 BDG 1979 und des § 17 ADV, die beide die 
Einhaltung des Dienstweges zum Gegenstande - und solcherart die Vermeidung der Umgehung des 
unmittelbaren Vorgesetzten zum Ziele - haben, dienen der Erhaltung dieses Vertrauensverhältnisses (Hinweis E 
26.6.1991, 91/09/0031) und der notwendigen Information des Vorgesetzten. 


